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Anhörung Verordnungsänderungen Schutz und Nutzung der Gewässer
Spezifische Fragen zu GschV Artikel 41a: Gewässerraum für Fliessgewässer
Frage 1
Soll die grössere Breite des Gewässerraums auch in Biotopen von regionaler Bedeutung gemäss den Angaben von Art. 41a Abs. 1 GSchV ausgeschieden werden?

Der Bund soll die Masse in Form von Richtmassen erlassen. Gemäss Art. 36a GschG (Änderung vom 11. Dezember 2009) legen die Kantone nach Anhörung der betroffenen Kreise den Raumbedarf der oberirdischen Gewässer fest. Für diese Ausscheidung ist den Kantonen ein angemessener Spielraum zu geben, damit sie bei der Ausscheidung die notwendigen Interessenabwägungen vornehmen können.

In allen Gebieten sind die Masse nach Art. 41a Abs. 2 anzuwenden. Auf erhöhte Masse nach Art. 41a Abs. 1 ist zu verzichten. Die Masse gemäss Art. 41a Abs. 2 entsprechen der Breite zur Sicherstellung des Hochwasserschutzes und der ökologischen Funktionen gemäss Empfehlungen „Raum den Fliessgewässern“ (Herausgeber BAFU, Mai 2000). Mit diesen Massen können die Ziele der parlamentarischen Initiative „Schutz und Nutzung der Gewässer“ vollumfänglich erreicht werden.
Frage 2
Wie beurteilen Sie die Pflicht zur Ausscheidung des Gewässerraums über eingedolten Fliessgewässern?
Auf die Ausscheidung des Gewässerraums über eingedolten Gewässern ist zu verzichten. Der Akzeptanz im Vollzug ist es wenig förderlich, wenn bei optisch nicht sichtbaren, eingedolten Leitungen ein Gewässerraum auszuscheiden ist. Ausserdem ist es ökologisch nicht begründbar. Eine „Planung auf Vorrat“ für alle eingedolten Gewässer wäre unverhältnismässig und hätte einen sehr geringen Nutzen. Es genügt völlig, den Gewässerraum bei geplanten Revitalisierungen von eingedolten Gewässern auszuscheiden.
Frage 3
Bevorzugen Sie die Ausscheidung des Gewässerraums als Korridor oder mit fixen Abständen links und rechts des Gewässers?

Sofern die Masse als Richtmasse erlassen werden (siehe Antwort auf Frage 1) ist die Ausscheidung eines Korridors vorzuziehen. Einschränkungen aus nichtlandwirtschaftlichen Gründen (z.B. Infrastrukturen, Bauten) auf der einen Seite des Gerinnes dürfen jedoch nicht zu Kompensationen auf landwirtschaftlichen Nutzflächen auf der anderen Seite führen.
Parlamentarische Initiative Schutz und Nutzung der Gewässer: Änderung der Gewässerschutz-, Wasserbau-, Energie- und Fischereiverordnung; konkrete Anträge
Wir beantragen folgende Änderungen:
Art. 41a Gewässerraum für Fliessgewässer
Abs. 1: streichen

Abs.2: In den übrigen Gebieten muss die Für die Breite des Gewässerraums mindestens betragen gelten folgende Richtwerte:
Abs. 3: Die Kantone erhöhen oder vermindern die nach den Absätzen 1 und 2 berechnete Breite des Gewässerraums, soweit dies erforderlich ist zur Gewährleistung:
…….
c. der Schutzziele von Objekten nach Absatz 1 sowie anderer überwiegender Interessen des Natur- und Landschaftsschutzes
Abs. 4: Die Kantone legen den Gewässerraum bei allen Fliessgewässern, einschliesslich bei denen, die eingedolt sind, fest. Sie können auf die Festlegung des Gewässerraums ausserhalb von Objekten nach Absatz 1 verzichten, wenn:
a. 
die Gewässer sich im Wald oder im Sömmerungsgebiet befinden;
b. 
Fruchtfolgeflächen in grösserem Ausmass betroffen sind;

c. 
die Gewässer in überbauten Bauzonen oder an Infrastrukturanlagen liegen;

d. 
es sich bei den Gewässern um kulturtechnische Anlagen wie Suonen oder Entwässerungskanäle handelt.

Begründung

Abs. 1: Die Unterscheidung in Biotopen lässt sich sachlich nicht begründen und führt zu einer Ungleichbehandlung. Mit den Richtwerten zur Sicherstellung des Hochwasserschutzes und der ökologischen Funktionen gemäss Empfehlungen „Raum den Fliessgewässern“ (Herausgeber BAFU, Mai 2000) können die Ziele der parlamentarischen Initiative „Schutz und Nutzung der Gewässer“ vollumfänglich erreicht werden.
Absätze 2 und 3: Gemäss Art. 36a des Gewässerschutzgesetzes (Änderung vom 11. Dezember 2009) legen die Kantone nach Anhörung der betroffenen Kreise den Raumbedarf der oberirdischen Gewässer fest. Der Bund hat deshalb nicht die Kompetenz, den Gewässerraum in der Verordnung ohne Ermessensspielraum gegen unten und oben für die Kantone festzulegen.
Abs. 4: Der Akzeptanz im Vollzug ist es wenig förderlich, wenn bei optisch nicht sichtbaren, eingedolten Leitungen ein Gewässerraum auszuscheiden ist. Ausserdem ist es ökologisch nicht begründbar. Eine „Planung auf Vorrat“ für alle eingedolten Gewässer wäre unverhältnismässig und hätte einen sehr geringen Nutzen. Es genügt völlig, den Gewässerraum bei geplanten Revitalisierungen von eingedolten Gewässern auszuscheiden.

Die aktuelle Lesart ist irreführend. Es soll klar aufgezählt werden, wo verzichtet werden kann. Dazu gehört auch das Sömmerungsgebiet. Gemäss den Vorgaben des GSchG und gestützt auf die parlamentarischen Beratungen sind den Fruchtfolgeflächen (FFF) bei der Ausscheidung des Gewässerraums ein besonderes Augenmerk zu schenken. Die FFF weisen ein nationales Interesse auf (Sachplan des Bundes) und sind somit mindestens gleichwertig zu den Anliegen des Gewässerraums zu betrachten (Kommentar in Ziffer 2.2.1, 3. Abschnitt des erläuternden Berichts zum überwiegenden Interesse des Gewässerraums ist falsch!). Die FFF sind deshalb möglichst zu schonen oder ansonsten zu kompensieren.
In überbauten Bauzonen und bei Infrastrukturanlagen ist es nicht realistisch, einen Gewässerraum festzulegen. Keinesfalls darf die Kompensation bei einseitigen Hindernissen auf Kosten von landwirtschaftlichen Vorrangflächen auf der anderen Seite erfolgen.
Bei Suonen oder Entwässerungskanälen handelt es sich um künstlich geschaffene, kulturtechnische Anlagen für die Regelung des Boden- und Wasserhaushaltes. Es sind keine Gewässer im eigentlichen Sinn und die Ausscheidung des Gewässerraums ist deshalb nicht immer angezeigt. Es steht den Kantonen jedoch frei, dies in angezeigten Fällen trotzdem zu tun.
Art. 41b Gewässerraum für stehende Gewässer
Abs. 2: Für die Breite des Gewässerraums muss gilt, gemessen ab dem mittleren Wasserstand mindestens ein Richtwert von 15 m.

Abs. 3: Die Kantone erhöhen oder vermindern die Breite des Gewässerraums nach Absatz 2, soweit dies erforderlich ist zur Gewährleistung:

Abs. 5 (neu): Die Kantone können auf die Festlegung des Gewässerraums nach Absatz 2 und 4 verzichten, wenn: 

a. 
die Gewässer sich im Wald oder im Sömmerungsgebiet befinden;

b. 
Fruchtfolgeflächen in grösserem Ausmass betroffen sind;

c. 
die Gewässer in überbauten Bauzonen oder an Infrastrukturanlagen liegen;

d. 
es sich bei den Gewässern um kulturtechnische Anlagen wie Suonen oder Entwässerungskanäle handelt.

Begründung

Siehe Art. 41a

Art. 41c Extensive Gestaltung und Bewirtschaftung des Gewässerraums

Abs. 3: Im Gewässerraum dürfen grundsätzlich keine Dünger und Pflanzenschutzmittel ausgebracht werden. In begründeten Fällen sind bezüglich Pflanzenschutzmittel Ausnahmen möglich. Diese bedürfen der Bewilligung der zuständigen kantonalen Fachstellen. Auf der landwirtschaftlichen Nutzfläche gelten die Bestimmungen gemäss Artikel 7 Absatz 5 der Direktzahlungsverordnung vom 7. Dezember 1998.
Abs. 4:… extensiv genutzte Weide, Waldweide oder Selve bewirtschaftet wird. Diese Anforderungen gelten .……..
Begründung

Abs. 3: Begründete Fälle können beispielsweise besondere Massnahmen zur Vermeidung von Abdrift beim Pflanzenschutz sein, aber auch Interessenkonflikte mit anderen Schutzbereichen sein (z.B. schutzwürdige Kulturlandschaft mit Reben oder offene Wasserführung zur Bewässerung wie Suonen). Bei unerwünschter Besiedelung von invasiven standortfremden Pflanzenbeständen muss eine Bekämpfung mit angemessenem Aufwand möglich sein. Die bestehende Regelung im ÖLN von 3 bzw. 6 m ist ausreichend. Ein breiterer Pufferstreifen lässt sich sachlich nicht begründen.
Abs. 4: Insbesondere in den Bergregionen werden gepflegte Selven landwirtschaftlich genutzt. Die extensive Bewirtschaftung von solchen Flächen im Gewässerbereich birgt keine Risiken.
Art. 41d Planung von Revitalisierungen 

Art. 2bis (neu):  Bei der Planung ist aufzuzeigen, wie durch die Festlegung des Raumbedarfs beanspruchte Fruchtfolgeflächen kompensiert werden können.

Begründung

Der Sachplan Fruchtfolgeflächen ist gemäss den Vorgaben im Sachplan, in der Vollzugshilfe des ARE und im Gewässerschutzgesetz (GSchG Art. 36a) einzuhalten.
Art. 41d bis (neu) Landerwerb im Umlegungsverfahren
Die Umsetzung des Umlegungsverfahrens ist in der Gewässerschutzverordnung zu regeln.

Begründung

Analog zum Bundesgesetz über die Nationalstrassen (SR 725.11, Art. 30 ff) und zur Nationalstrassenverordnung (SR 725.111, Art. 20 fff) sowie zur Eisenbahngesetzgebung ist die Umsetzung des Umlegungsverfahrens in der Gewässerschutzverordnung zu regeln, insbesondere
· die Anwendung der kantonalen Verfahren, 
· die Abstimmung mit dem Landwirtschaftsgesetz und der Strukturverbesserungsverordnung, 

· die Zuständigkeiten der Bundesämter, 
· die Festlegung und Entschädigung des allgemeinen Abzuges, 

· die Restkosten für die Trägerschaft und die Grundeigentümer, 

· die Möglichkeiten und Fristen für Erweiterungen des Einzugsgebietes zwecks weiterer Interessen, 
· die vorzeitige Besitzeseinweisung.
Übergangsbestimmungen zur Änderung vom …
Abs. 2: Solange sie den Gewässerraum nicht festgelegt haben, gelten die Anforderungen an Anlagen nach Artikel 41c Abs. 1 und 2 entlang von Gewässern auf einem beidseitigen Streifen mit einer Breite von je:
……..
Begründung

Nur die Absätze 1 und 2 beziehen sich auf Anlagen. Der Verweis ist entsprechend zu präzisieren. Im Kommentar ist zudem zu präzisieren, dass für Gewässer, deren Gewässerraum nicht ausgeschieden wurde, die aktuellen gesetzlichen Bewirtschaftungsvorschriften gemäss Gewässerschutzgesetzgebung bzw. ökologischem Leistungsnachweis (ÖLN) gelten.
Auswirkungen 

Die finanziellen und personellen Auswirkungen auf die Kantone sind gemäss den „Richtlinien des Bundesrates für die Darstellung der volkswirtschaftlichen Auswirkungen von Vorlagen des Bundes vom 15. September 1999“ aufzuzeigen und zu belegen.
Begründung

Die Aussage in Kapitel 3, Seite 31 („Die vorgeschlagene Änderung der Gewässerschutzverordnung hat für den Bund und die Kantone keine personellen Auswirkungen. Allenfalls ergibt sich eine minimale Verminderung des Vollzugsaufwands“) ist nicht nachvollziehbar.
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